RESOLUTION  -   Mobilfunk, Gesundheit, Mensch und Recht

Kaum eine neue Technologie hat bei uns so schnell Verbreitung gefunden wie der Mobilfunk. Seriöse Risikoforschung im Vorfeld der Einführung der neuen Technologie hat auf Grund der unerwartet schnellen Ausbreitung nicht stattgefunden. Seitens der Wissenschaft werden mittlerweile biologische Effekte im Niedrigdosisbereich von elektromagnetischen Feldern von GSM-Anlagen als gesichert betrachtet, jedoch besteht ein erhebliches Forschungsdefizit hinsichtlich der Wirkungen auf den menschlichen Körper. Parteistellung für betroffene Anrainer bei der Errichtung von Mobilfunkanlagen ist nicht gegeben. In dem Ausmaß in dem die Anzahl der Antennenanlagen steigt, steigt aber auch der Widerstand in der Bevölkerung, eine Sendeanlage in ihrer unmittelbaren Nähe hinzunehmen. 

Auf Grund dieser unbefriedigenden Situation fordern die Unterzeichnenden die Beachtung des Vorsorgeprinzips beim weiteren Ausbau des Mobilfunks. Daraus ergeben sich folgende konkrete Forderungen:

· Genehmigungspflicht für die Errichtung von Sendeanlagen, wobei für Anrainer Parteistellung vorzusehen ist. Im Verfahren ist den Anrainern die Möglichkeit einzuräumen,  den Schutz der Gesundheit als subjektiv öffentliches Recht einzuwenden.

· Der Bund hat seine Verantwortung für die Bürger dadurch wahrzunehmen, dass die notwendigen Forschungen für die Untersuchung  der Wirkungsmechanismen von HF-Feldern vorangetrieben und finanziell unterstützt werden.

· Der Bund hat in Wahrung seiner verfassungsrechtlichen Kompetenz für den Gesundheitsschutz ein Gesetz zum Schutz vor nicht-ionisierender Strahlung zu erarbeiten und durchzusetzen. Es ist darauf zu achten, dass die gesetzlichen Regelungen vorrangig von den Ressorts Gesundheit und Konsumentenschutz sowie Umwelt erstellt werden.

Die Resolution wurde anlässlich der Informationsveranstaltung „Mobilfunk im Spannungsfeld zwischen Kommerz, Gesundheit und demokratischer Kultur“ am 26. April 2006 in Kapfenberg verabschiedet und wird den steir. Landesräten für Gesundheit und Umwelt übergeben als Impuls zu weiteren Schritten.
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